Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Orudcsadie 1313 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Schneider (Hamburg), Heye, 
Burgemeister, Dr. Dollinger und Genossen 

betr. Anerkennung der Ansprüche von Angestellten 
des öffentlichen Dienstes aus dem Versor- 
gungsstock 

Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Erkennt sie die Ansprüche der versorgungsstockberechtigten 
Angestellten des öffentlichen Dienstes an, die 

a) auf der Allgemeinen Tarifordnung (ATO), 

b) auf Abschnitt 4 der Richtlinien für die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung — Anlage D (ADO zu § 16 
ATO), 

c) auf der Gemeinsamen Dienstordnung (GDO) 

(sämtlich veröffentlicht im Reichshaushalts- und Besol- 
dungsblatt Nr, 17 vom 6. Mai 1938), 

ferner 

d) auf der Allgemeinen Dienstordnung (ADO) 

beruhen, einsdiließlich der Ergänzungen zur Gemeinsamen 
Dienstordnung (veröffentlicht im Reichsbesoldungsblatt 
1939 S. 77, 152, 338, Reichsbesoldungsblatt 1941 S. 157, 
225, Reichsbesoldungsblatt 1942 S. 89) und zur Allgemeinen 
Dienstordnung (veröffentlicht z." B. im Reichsbesoldungs- 
blatt 1942 S. 168), wobei auch noch auf |das Reichssteuer- 
blatt vom 16, August 1941 S. 570 Ziff. 620 Abs. 2 hin- 
gewiesen sei ? 

2. Erkennt die Bundesregierung den Grundsatz des Bundes- 
tages, niedergelegt in der Drucksache 1659 der 2. Wahl- 
periode betreffend das Allgemeine Kriegsfolgengesetz 
(Begründung zu § 86, S. 89 Textziffer 221) an? 

3. Ist es richtig, daß zu dem fraglidien Personenkreis 5500 
Angestellte zählen und daß sich Verpflichtungen des Bundes 
in Höhe von etwa 16 Millionen DM ergeben würden? 

4. Wann gedenkt die Bundesregierung die Ansprüche aus den 
nach der Währungsreform nicht fortgesetzten Versorgungs- 
stöcken zu erfüllen, die als echte und selbständige Ver- 
sorgungseinrichtung mit der Zielsetzung zu gelten haben, 
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diesem Personenkreis eine bessere Versorgung zu gewähr- 
leisten, als es durch Überversicherung in der Reichsversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und in der Zusatzversorgungs- 
anstalt des Reichs und der Länder erreichbar ist? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die Regelung der Versor- 
gungsstöcke ohne Rücksicht auf die zeitliche Dauer ihres 
Bestehens endlich dadurch einer Lösung zuzuführen, daß 
sie ausschließlich die im Einzelfalle insgesamt erfolgte Bei- 
tragsleistung zugrunde legt, und gleiche Behandlung vor- 
zusehen, ganz gleich, ob es sich um 

a) bei den Stockbanken angesammeltes Versorgungs- 
kapital oder 

b) aus den Beiträgen zum Versorgungsstock entrichtete 
Prämien für Lebensversicherungen oder 

c) aus den Beiträgen angeschaffte Reichsanleihen 
handelt ? 

6. Innerhalb welcher Bundesgesetze beabsichtigt die Bundes- 
regierung eine Befriedigung dieser Ansprüche, oder ist sie 
der Ansicht, daß die Regelung in einem besonderen Bundes- 
gesetz erfolgen sollte, und ist sie ferner bereit, gegebenen- 
falls einen entsprechenden Gesetzentwurf dem Bundestag 
vorzulegen ? 

Bonn, den 23. Oktober 1959 
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